
Von der Leyens friedlicher Weg zur Macht 

Von Peter Grottian. 

Sie gilt als offenes, unberechenbares politi-
sches Kraftwerk. Die Rüstungsindustrie 
zittert, die Nato-Kollegen spekulieren und 
die Öffentlichkeit wartet gespannt auf Ursu-
la von der Leyens Einstand bei der Münch-
ner Sicherheitskonferenz am Wochenende. 
Folgt von der Leyen der Merkel-Doktrin, 
Kampfeinsätze in Krisenregionen trotz des 
Drängens der USA, Frankreichs und Groß-
britanniens möglichst zu vermeiden und 
stattdessen durch gezielte Waffenlieferun-
gen andere die schmutzigen Kriege ma-
chen zu lassen? Widersteht sie dem Drän-
gen der Rüstungsindustrie, den „Stau der 
Rüstungsexportgenehmigungen" nach 
Saudi-Arabien, Katar, Indonesien, Algerien 
und in andere Länder aufzulösen? 

Airbus will bei seiner Rüstungssparte 5800 
Mitarbeiter entlassen. Rheinmetall ist ver-
unsichert, der Leopardpanzer-Hersteller 
Krauss-Maffei Wegmann schleppt tausende 
Hochqualifizierte durch, weil die Aufträge 
stocken. Eine europäische Rüstungsindust-
rie ist nicht in Sicht, eine europäische Ver-
teidigungs- und Sicherheitspolitik für den 
Ex-Verteidigungsminister Thomas de Mai-
ziere eher Utopie. Folgt von der Leyen dem 
prinzipienfesten Machtopportunismus der 
Kanzlerin, eine waffenstarrende Ertüchti-
gung von strategischen Partnern auch au-
ßerhalb der Nato zu betreiben, um gleich-
zeitig die Lobby der Rüstungsindustrie 
halbwegs zu befrieden? 

Orientiert man sich an dem christlichen 
Menschen- und Politikbild der neuen Ver-
teidigungsministerin, dann müsste sie ei-
gentlich mit der Merkel-Politik in einen lä-
chelnden Konflikt geraten: Die gesetzlichen 
Bestimmungen, Rüstungsgüter nicht in 
Kriegs- und Spannungsgebiete zu liefern 
und nicht in Länder, wo die Menschen- und 
Bürgerrechte mit Füßen getreten werden, 
sind eigentlich recht eindeutig. Von der 
Leyen hat mit der Verletzung von Men-
schen-, Frauen- und Kinderrechten ein an-
deres Glaubwürdigkeitsproblem als Merkel. 
Sie könnte ihre Glaubwürdigkeit und Strahl-
kraft ganz rasch verspielen, wenn sie Waf-
fen in Länder liefern lässt, wo Christen hun-
derttausendfach verfolgt, Kirchen ange-
steckt und Frauen gedemütigt werden. 

In der halbjährlich von christlichen Kirchen 
veröffentlichten Verfolgungsliste landet 
Saudi-Arabien seit Jahren auf Platz zwei 
der schlimmsten Christenverfolgungen - 
gleich nach Nordkorea. In den Berichten 
über eine Million Christen wird eindrucksvoll 
belegt, wie die Regierung von Saudi-
Arabien die Ausübung anderer Religionen 
schlicht verbietet, wie Christen wegen ihres 
Glaubens verhaftet werden. Die Religions-
polizei Muttawwa bekämpft gewaltsam an-
gebliche Abweichungen von der islami-
schen Lehre. Folter ist in den Gefängnissen 
an der Tagesordnung. So berichtet der „Ar-
beitskreis Religionsfreiheit der Evangeli-
schen Allianz" über einen katholischen 
Christen, der mit 70 Peitschenschlägen 
gefoltert und zu anderthalb Jahren Gefäng-
nis verurteilt wurde - nur weil er angeblich 
missioniert hatte. 

Rot-Grün, Schwarz-Gelb und die große 
Koalition von 2005 bis 2009 haben die Rüs-
tungsexporte an menschenrechtsver-
letzende Regime sehenden Auges zugelas-
sen und stricken gleichzeitig an Legenden, 
die Menschenrechte geachtet oder früher 
strengere Richtlinien praktiziert zu haben. 
Von der Leyen weiß, wie unpopulär diese 
menschenverachtenden Rüstungsexporte 
sind, weil sie von 75 bis 80 Prozent der 
Bevölkerung abgelehnt werden, unterstützt 
durch eine höchst kritische Berichterstat-
tung von „Bild" bis zur „taz", wenn Merkel 
erneut klammheimlich einen Waffendeal 
eher beiläufig bei einem Staatsbesuch ein-
gefädelt hat. 

Wenn von der Leyen klug ist und auch das 
eigene politische Überlebensinteresse im 
Kalkül hat, dann kommt sie an einer sanften 
und vielleicht zunächst eher nur exemplari-
schen Korrektur nicht herum. Die SPD wird 
ihr erleichtert folgen, Gregor Gysi wird vom 
ersten minimalen Schritt in die richtige Rich-
tung sprechen. 

Saudi-Arabien liegt hier auf der Hand. Die 
700 Leo-Panzer wären zu verweigern. Die 
Lizenzen für die Produktion der men-
schenmordenden und in Lizenz gebauten 
Handfeuerwaffen der deutschen Firma 
Heckler & Koch wären neu zu verhandeln. 
Die EADS-Konstruktion eines milliarden-



schweren Sicherheitszauns um Saudi-
Arabien wäre zu stornieren. Die Sicher-
heits-Dienstleistungen wären einzustellen. 
Und die Drohung an Katar und an Fifa-
Präsident Sepp Blatter wäre auszuspre-
chen, dass eine Fußball-WM in Katar nur 
dann stattfinden kann, wenn menschen-
rechtliche Standards und menschenwürdige 
Arbeitsbedingungen nicht nur auf den Bau-
stellen eingehalten werden. 

Von der Leyen hatte bisher mit ihrer be-
rechtigten Familien- und Männerpolitik für 
die Bundeswehr fast ein Heimspiel auf ver-
trautem Feld. Bei den Rüstungsexporten 
geht es um ihre innen- und außenpolitische 
Glaubwürdigkeit, die jetzt und bei der 
nächsten Sitzung des Bundessicherheitsra-

tes im Februar/März auf dem Spiel steht. 
Das politische Überlebensinteresse verlangt 
eine Kurskorrektur und einen begrenzten 
Konflikt mit Merkel - den man der weglä-
chelnden Verteidigungsministerin nicht un-
bedingt gleich anmerken muss. Ihre Prä-
sentationskunst wird sich noch steigern. 
Eine sanfte Bremse in der Rüstungspolitik 
ist ihre Machtoption de luxe. Da kann sie 
sich sogar erstmals auf den Heckler & 
Koch-Waffenförderer und Fraktionsvorsit-
zenden Völker Kauder (CDU) stützen, der 
schon mehrfach die westliche Verdrängung 
des „Leidens verfolgter Christen" beklagt 
hat. Ursula von der Leyen ist nicht Struck, 
Jung oder de Maiziere. Die Messlatte ist 
höher gelegt.   
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29.03.2012: Schwedens Verteidigungsminister ist wegen eines Skandals über Hilfen für eine 
Waffenfabrik in Saudi-Arabien zurückgetreten. Zuvor hatten schwedische Medien wochenlang 
über Pläne der staatlichen Militärforschungsagentur FOI berichtet, das arabische Land beim 
Bau einer Rüstungsfabrik zu unterstützen. Für viele Schweden, die ihr Land als aktiven Ver-
fechter der Menschenrechte sehen, ist ein solches Geschäft inakzeptabel. Erste Berichte über 
die Rüstungskooperation mit Saudi-Arabien Anfang März hatte Minister Sten Tolgfors noch 
unbeschadet überstanden. Er habe davon nichts gewusst, und die FOI habe ihre Kompetenzen 
überschritten, sagte Tolgfors damals. Mit der Veröffentlichung weiterer Details in den folgenden 
Wochen wuchs jedoch der Druck auf den Minister, seinen Hut zu nehmen. Er hat sein Amt auf 
eigenen Wunsch aufgegeben. 

Die Ministerin hat eine schöne Gelegenheit, ihr christliches Menschenbild zu beweisen:  

Sie kann Rüstungsexporte stoppen. 


